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律（G. v. 28.09.2009（BGBl. I S. 3161））の検討―












律（Gesetz zur Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen
























































































































































































































































































































ことはないから（BFH, Urteil vom 26. 4. 1984-VR 128/79-, BFHE 141, S.






























































































































































































務を行う社団理事の責任制限に関する法律（Gesetz zur Begrenzung der
Haftung von ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen（G. v. 28. 09. 2009























geltlich tätig」と改め、更に（bb）「für seine Tätigkeit eine Vergütung





































































































府が議会に提出した改正社団法草案（Entwurf eines Gesetzes zur







































する法律の草案（Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Haftung
von ehrenamtlich tätigen Vereinsvorständen（BT/DR 16/10120, S. 1））、
および、Ⅱ．名誉職として職務を行う社団理事の責任制限に関する法律
（Gesetz zur Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen
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§ 31a Haftung von Vorstandsmitgliedern
(1) 1Ist der Vorstand ehrenamtlich und unentgeltlich tätig, so haftet er
dem Verein für einen in der Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten
verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit. 2 Satz 1 gilt auch für die Haftung gegenüber den
Mitgliedern des Vereins.
(2) 1Ist der ehrenamtlich und unentgeltlich tätige Vorstand einem anderen
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zum Ersatz eines in Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten verursacht-
en Schadens verpflichtet, so kann er von dem Verein die Befreiung von der
Verbindlichkeit verlangen. 2Satz 1 gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich





§ 40 Nachgiebige Vorschriften
Die Vorschriften des §26 Absatz 2 Satz 1, § 27 Abs. 1, 3, der §§ 28,
31a Abs. 1 Satz 2 und der §§ 32, 33 und 38 finden insoweit keine


















§ 28e Zahlungspflicht, Vorschuss
(1) 1 Den Gesamtsozialversicherungsbeitrag hat der Arbeitgeber zu
zahlen. 2 Die Pflicht zur Abführung des Gesamtsozialversicherungs-
beitrages obliegt bei natürlichen und juristischen Personen deren
gesetzlichen Vertretern, bei nicht rechtfähigen Personenvereinigungen
und Vermögensmassen deren Geschäftsführern. 3 Für ein ehrenamtlich
und unentgeltich tätiges Mitgled des Vorstandes eines nach §5Abs. 1 Nr.
9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten Vereins gild dies nicht,
wenn das Mitglied nach vorweg schriftlich festgelegter Aufgaben-
verteilung für die Einhaltung der Zahlungspflicht nicht verantwortlich ist. 4
Ist ein Träger der Kranken- oder Rentenversicherung oder die
Bundesagentur für Arbeit der Arbeitgeber, gilt der jeweils für diesen
Leistungsträger oder, wenn eine Krankenkasse der Arbeitgeber ist, auch
der für die Pflegekasse bestimmte Anteil am Gesamtsozialversicherungs-
beitrag als gezahlt; dies gilt für die Beiträge zur Rentenversicherung auch














§ 34 Pflichten der gesetzlichen Vertreter und der Vermögensverwalter
(1) 1Die gesetzlichen Vertreter natürlicher und juristischer Personen und
die Geschäftsführer von nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen und
Vermögensmassen haben deren steuerliche Pflichten zu erfüllen. 2 Sie
haben insbesondere dafür zu sorgen, dass die Steuern aus den Mitteln
entrichtet werden, die sie verwalten.3Für ein ehrenamtlich und unentgelt-
lich tätiges Mitglied des Vorstandes eines nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des
Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreiten Vereins gilt dies nicht, wenn
das Mitglied nach vorweg schriftlich festgelegter Aufgabenverteilung für














§ 69 Haftung der Vertreter
(1) 1Die in den §§ 34 und 35 bezeichneten Personen haften, soweit
Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis (§ 37) infolge vorsätzlicher
oder grob fahrlässiger Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten nicht
oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder erfüllt oder soweit infolgedessen
Steuervergütungen oder Steuererstattungen ohne rechtlichen Grund
gezahlt werden. 2 Die Haftung umfasst auch die infolge der
Pflichtverletzung zu zahlenden Säumniszuschläge.
(2) Vorstandmitglieder eines nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschafts-
teuergesetzes steuerbefreiten Vereins, die gemaß § 34 Abs. 1 Satz 3
keine Steuerpflichten zu erfüllen haben, haften, soweit sie Kenntnis von














§ 31a Haftung von Vorstandsmitgliedern
(1) 1Ein Vorstand, der unentgeltlich tätig ist oder für seine Tätigkeit eine
Vergütung erhält, die 500 Euro jährlich nicht übersteigt, haften dem
Verein für einen in der Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten
verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit. 2 Satz 1 gilt auch für die Haftung gegenüber den
Mitgliedern des Vereins.
(2) 1Ist ein Vorstand nach Absatz 1 Satz 1 einem anderen zum Ersatz
eines in Wahrnehmung seiner Vorstandspflichten verursachten Schadens
verpflichtet, so kann er von dem Verein die Befreiung von der
Verbindlichkeit verlangen. 2Satz 1gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich





§ 40 Nachgiebige Vorschriften
Die Vorschriften des §26 Absatz 2 Satz 1, § 27 Abs. 1, 3, der §§ 28,
31a Abs. 1 Satz 2 und der §§ 32, 33 und 38 finden insoweit keine









§ 86 Anwendung des Vereinsrechts
1Die Vorschriften der §§ 23 und 26, des 27 Absatz 3 und der §§ 28 bis
31a, 42 finden auf Stiftungen entsprechende Anwendung, die Vorschriften
des § 27Absatz 3 und des § 28 Abs. 1 jedoch nur insoweit, als sich nicht
aus der Verfassung, insbesondere daraus, dass die Verwaltung der Stiftung
von einer öffentlichen Behörde geführt wird, ein anderes ergibt. 2 Die
Vorschriften des § 28Absatz 2 und des § 29 finden auf Stiftungen, deren
Verwaltung von einer öffentlichen Behörde geführt wird, keine
Anwendung.
（） Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen
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